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Das Spital Herisau und das Psy-
chiatrische Zentrum Appenzell
Ausserrhoden (PZA) sollen zu
privaten Aktiengesellschaften
werden. Der Regierungsrat
möchte den unternehmeri-
schen Spielraum des Spitalver-
bunds Appenzell Ausserrhoden
(Svar) erhöhen. Damit soll der
seit Jahren defizitäre Betrieb
bessere Perspektiven erhalten –
möglicherweise auch mithilfe
von Investoren. Bereits kurz
nach der Ankündigung im Feb-
ruar gab es teils kritische Reak-
tionen auf diese Pläne. Wäh-
rend der laufenden Vernehm-
lassung haben sich nun weitere
Kreise zur Revision des Spital-
verbundgesetzes geäussert.

Personalverbände:
Rücknahmeder
Privatisierungspläne gefordert
In einer gemeinsamenStellung-
nahme zeigen sich der Gewerk-
schaftsbund St.Gallen-Appen-
zell, Alliance Care Appenzell
Ausserrhoden, der VPOD Ost-
schweiz, die Unia Ostschweiz-
Graubünden, die VSAO Sektion
St.Gallen / Appenzell, die Syna
Ostschweiz und der Schweizeri-
sche Hebammenverband Sek-
tion Ostschweiz ob der ange-
strebten Gesetzesreform be-
sorgt. Eine Ausgliederung der
Spitalbetriebe in privat-rechtli-
che Aktiengesellschaften mit
Investoren widerspreche den
Positionen der Arbeitnehmer-
verbände fundamental, heisst
in der Medienmitteilung. Wenn
der Kanton seine finanziellen
Verpflichtungen für eine quali-
tativ hochstehende, wohnort-
nahe Gesundheitsversorgung
durch einen Verkauf des Spitals

an Dritte reduzieren wolle, ver-
kenne er seinen verfassungs-
mässigen Versorgungsauftrag.

Die Unterwerfung eines
wichtigen Teils der Gesund-
heitsversorgung des Kantons
unter das Prinzip des privaten
Profits zersetztnachAnsichtder
Verbände und Gewerkschaften
mittel- und langfristig einen
wichtigen Teil des Service pub-
lic und verstärkt den Privatisie-
rungsdruck über die Kantons-
grenzen hinaus. Mit der Über-
führung der Arbeitsverhältnisse
ins private Arbeitsrecht drohten
eine Schwächung des Kündi-
gungsschutzes und eine Zunah-
me des Kostendruckes. Zudem
droht laut Mitteilung ein Abbau
von Arbeitsplätzen oder gar die
SchliessungdesAkutspitals.Die
Verbände und Gewerkschaften
fordern deshalb eine Rücknah-
me der Privatisierungspläne.
Oder sie verlangen zumindest
einen Gesamtarbeitsvertrag,
derdieArbeitsbedingungenund
Mitwirkungsrechte für das Per-
sonal verbindlich regelt und
langfristig sichert.

SP: Kantonmuss
Aktienmehrheit behalten
Die Vernehmlassungsantwort
der SP Appenzell Ausserrhoden
wurde laut einer Mitteilung an
einem ausserordentlichen Par-
teitag unter Einbezug aller teil-
nehmenden Mitglieder erarbei-
tet. Die öffentliche Kontrolle
überdieGesundheitsversorgung
darf nach Ansicht der SP nicht
aufgegebenwerden.Nur so kön-
ne die qualitativ hochstehende
Versorgungder gesamtenBevöl-
kerung gewährleistetwerden.

Die SP AR stellt drei Kern-
forderungen: Die Aktienmehr-
heit muss beim Kanton verblei-

ben. Der Kantonsrat muss bei
Veräusserungen und Schlies-
sungen mitentscheiden und für
die rund 700 Beschäftigten soll
ein verbindlicher Gesamt-
arbeitsvertrag ausgehandelt
werden, bevor die neue Rechts-
form in Kraft tritt.

GLP: Partei verlangt eine
Gesundheitsstrategie
DieGLPAppenzellerlandunter-
stützt die vorgelegte Teilrevi-
sion des Spitalverbundgesetzes.
Siekritisiertaber,dassweiterhin
wesentliche strategischeFragen
für eine wirtschaftlich tragbare
medizinische Grundversorgung
offen sind. Nun soll die Organi-
sations- und Eigentümerstruk-
tur geändert werden, bevor die
Fragegeklärt ist,welchemedizi-
nische Versorgung die Bevölke-
rung künftig an welchen Stand-
orten erhalten und wie diese fi-
nanziert werden kann, gibt die
GLP zu bedenken. «Bevor über
Eigentumsmodelle entschieden
wird, braucht es eine klare Ge-
sundheitsstrategie», wird Co-
PräsidentinTinaGrosjeaninder
Mitteilung zitiert.

Die Erfahrungen der letzten
Jahre zeigen aus Sicht der GLP
zudem, dass die kantonale Poli-
tik diese komplexenGrundsatz-
fragen nicht alleine lösen kann.
Es brauche dafür breiter abge-
stütztes Fachwissen sowie eine
regionale Sichtweise und Zu-
sammenarbeit. DieGLP fordert
deshalb die Einsetzung eines
unabhängigen Expertenrats
unterEinbezugvonÄrzteschaft,
Pflege, Mitarbeitenden, Grund-
versorgern und weiteren Fach-
personen. «Solange keine kla-
ren Antworten zur Sicherstel-
lung und Finanzierung der
medizinischen Grundversor-

gung sowie zur Ausbildung von
Ärztinnen, Ärzten und Pflege-
fachpersonen vorliegen, lehnen
wir eine vollständige Privatisie-
rungdesSpitalsHerisauunddes
PZA ab», wird Kantonsrat Ale-
xander Assmus in der Mittei-
lung zitiert.

PU: Perspektiven fehlen
Auch die Parteiunabhängigen
(PU) kritisieren, dass die Vorla-
gekeineklareZukunftsperspek-
tive für die Gesundheitsversor-
gung im Kanton aufzeigt. Die
PUwarnendavor,dassmit einer
möglichen Privatisierung des
Akutspitals Herisau oder des
PZA die Einflussmöglichkeiten
des Kantons auf Qualität, Ver-
sorgungssicherheit und regio-
nale Bedürfnisse verloren ge-
henkönnten.Besonderswichtig
ist denParteiunabhängigen laut
Mitteilung die Sicherstellung
einer verlässlichen Grundver-
sorgung für die Bevölkerung –
gerade auch imBereich der psy-
chischen Gesundheit, in dem
die Nachfrage stetig steigt und
langeWartezeiten bereits heute
eine grosse Herausforderung
darstellenwürden.

Bei einerPrivatisierungwird
nachMeinung der PU eine gute
Qualität nur punktuell erhalten
bleiben, nämlich dort, wo Geld
zu verdienen ist. Zudem werde
der Staatshaushalt auch ohne
eigenes Spital belastet. Patien-
ten würden nämlich auch wei-
terhin hospitalisiert und deren
Behandlungen durch den Kan-
tonbezahlt, gebendiePUzube-
denken.

FDP: NeueStruktur wird be-
grüsst
Die Ausserrhoder FDP unter-
stützt die Gesetzesvorlage. Die

Anpassung der Organisations-
struktur ist aus Sicht des Frei-
sinns ein unabdingbarer Schritt,
um den Svar langfristig tragfä-
hig aufzustellen. Seit der Ver-
selbstständigung im Jahr 2012
konntederSvarkeinenachhalti-
ge Rentabilität erreichen.

Gleichzeitig besteht gemäss
FDP ein hoher Investitionsbe-
darf von insgesamt rund 188
Millionen Franken für die
Standorte Herisau (Akutspital
und PZA). Diese Ausgangslage
überfordert nach Ansicht der
FDP denKanton sowohl im lau-
fenden Betrieb als auch bei den
anstehenden Investitionen. Die
Partei begrüsst daher die ge-
plante Überführung des Svar in
zwei Aktiengesellschaften mit
klarer Trennung von Akutspital
und PsychiatrischemZentrum.

Diese Struktur schaffemehr
unternehmerische Flexibilität,
stärke die Eigenverantwortung
derFührungunderöffnezusätz-
liche Optionen, insbesondere
im Hinblick auf Kooperationen
mit privaten Partnern. Kritisch
weist die FDP darauf hin, dass
die strategische Führung des
Svar und der beiden Aktienge-
sellschaften schlank ausgestal-
tet werden soll. Weiterhin sei
der Regierungsrat gefordert,
seiner Eigentümerrolle gerecht
zu werden, während der Kan-
tonsrat seine Aufsichtsfunktion
wahrzunehmen und die finan-
zielle Disziplin sicherzustellen
hat.

SVP:Mehr Tempogefordert
Die SVP begrüsst die Stossrich-
tung der Regierung. Die Partei
trägt laut einer Mitteilung den
eingeschlagenen Kurs mit und
bringt dem Regierungsrat das
notwendige Vertrauen ent-

Jesko Calderara gegen, damit für den Svar eine
tragfähige Zukunftsperspektive
geschaffen werden kann. Der
vorgesehene Zeitplan mit der
erstenLesung imKantonsrat im
März 2027 ist aus Sicht der SVP
jedoch zu wenig ambitioniert
und dauert zu lange. Die Partei
erwartet, dass beide Lesungen
sowie die Volksdiskussion in-
nert Jahresfrist bis Sommer
2027 durchgeführt werden, so-
dass das Gesetz Ende 2027 in
Kraft treten kann.

EVP:Ambulatoriumstatt Spital
Die Absicht der Regierung, das
finanzielle Risiko für den Kan-
ton zu minimieren, ist für die
EVP aufgrund der aktuellen Si-
tuation rund um die Kantonsfi-
nanzen nachvollziehbar. Es
würden jedoch viele Fragen,
auch in finanzieller Hinsicht,
unbeantwortet bleiben. Für die
EVP zeigt sich, dass in der
Schweiz kaum ein allgemeines
Akutspital in der Grösse wie je-
nes in Herisau die nötigenMar-
gen erarbeiten kann. Die Vo-
raussetzungen für den Kanton
und einen möglichen Käufer
seien daher denkbar schlecht.

Die Partei sieht das Poten-
zial eher in einemgut ausgebau-
ten Ambulatorium mit ergän-
zenden Angeboten, als im Er-
halt des Spitals in der heutigen
Form. Die grösste Schwachstel-
lederVorlage istgemässEVP je-
doch, dass ohne über eine ganz-
heitliche Sicht derGesundheits-
versorgung in Ausserrhoden zu
verfügen,nuneinVerkauf ange-
strebtwird.Sie fordert,dasshier
ein Schritt auf die relevanten
Player zu gemacht wird, um ge-
meinsam eine zukünftige Ge-
sundheitsversorgung zu entwi-
ckeln – obmit oder ohne Spital.

Bevor private Investoren beim Spital Herisau einsteigen können, muss das Gesetz angepasst werden. Bild: Ralph Ribi

Die Kritik an den Spitalplänen wird lauter
Parteien und Branchenverbände stellen zur geplanten Teilrevision des Spitalverbundgesetzes Forderungen.


